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Einleitung 

Die Verfassungen der Länder stehen seit je im Schatten ihres bun-
desrechtlichen Pendants1. Dies verwundert, wenn man sich die her-
vorgehobene Rolle einer geschriebenen Verfassung für die Rechts-
ordnung von Staaten vor Augen hält. Das in jüngster Zeit wieder 
spürbarer gewordene Engagement zugunsten des Föderalismus als 
eines freiheitssichernden  politischen Handlungsstils2 mi t vielfältigen 
Vorteilen hat an diesem Zustand bisher nichts verändert; die Prädo-
minanz des Bundes besteht unverändert. Vermutlich ist es auch diese 
„Oberstaatlichkeit" des Bundes, die das Verhältnis des Bundesrechts 
zum Landes(verfassungs-)recht  etwas aus dem Blickfeld gleiten ließ; 
das „gute Recht" der Landesverfassungen wurde und w i rd darüber 
allzu leicht übersehen. Einige Autoren haben sich der Thematik aller-
dings gelegentlich angenommen8. Zuweilen gewinnen sogar Landes-
polit iker dieser verfassungsrechtlichen  „Spezialität" etwas ab, wenn 
sie sich auf die Wirksamkeit oder Nichtigkeit landesverfassungsrecht-
licher Bestimmungen, die ohne offensichtliches  bundesrechtliches Eben-
bi ld sind, berufen, um ihr Handeln oder ihre Forderungen zu recht-
fertigen 4. 

Die vorliegende Monographie versucht, etwas mehr Licht in das 
Verhältnis des Landesverfassungsrechts  zum Bundesrecht zu bringen. 
Der Schwerpunkt der Arbeit l iegt i n einer auf diese Problematik zu-
geschnittenen Bi ldung von Verfassungsnormtypen,  deren spezifisches 
Kollisionsspektrum aufgezeigt wird. Zur Verdeutlichung der Tauglich-
keit einer solchen Typisierung w i rd am Ende der Untersuchung an-

1 Vgl. z.B. die 1968 erschienene, interessante und immer noch aktuelle 
Schrift  von Rudolf,  Bund und Länder i m aktuel len deutschen Verfassungs-
recht, die — obwohl die Staatlichkeit der Länder herausstellend — die Lan-
desverfassungen nicht erwähnt. 

2 Vgl. Schreckenberger,  VerwArch, Bd. 69 (1978), S. 341 ff.;  Zippelius,  A l lg . 
Staatslehre, S. 373; Rudolf,  Bund und Länder, S. 13 ff.;  Hesse, Der un i ta-
rische Bundesstaat, 1962; Deuerlein,  Föderalismus, S. 306 ff. 

3 Vgl. neuerlich v.  Olshausen,  Landes Verfassungsbeschwerde  und Bundes-
recht, 1980 m. w. N. 

4 Vgl. ζ. B. Abgeordneter Dr. Eicher  i n der 35. Sitzung der 8. Wahlperiode 
des L T Rheinland-Pfalz vom 23.6.1978, Sten. Ber., S. 1594, der die Ar t . 67 
bis 71 L V R - P als „weitgehend obsolet" bezeichnete, nachdem der Abge-
ordnete Schweitzer  die Auffassung  vertreten hatte, die L V R - P schreibe 
die instituionalisierte Zusammenarbeit i n einem Landeswirtschafts- und So-
zialrat vor (Sten. Ber., S. 1590). 
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hand konkreter Bestimmungen der Landesverfassungen, vornehmlich 
der rheinland-pfälzischen und besonders aus dem Bereich der Wi r t -
schafts- und Sozialordnung, deren Vereinbarkeit mi t Bundesrecht ge-
prüft.  Bevor jedoch ein typisierendes „Schema" erstellt werden kann, 
sind zunächst einige grundlegende Ausführungen zum Verhältnis des 
Bundes- und Landesrechts, insbesondere zur Bedeutung von Ar t ike l 31 
GG, erforderlich. 



Erster Teil 

Α. Allgemeines 

Bund und Länder besitzen je eigene Staatlichkeit1. Ihre Rechtsord-
nungen sind prinzipiell selbständig2, bundes- und gliedstaatliche Norm-
setzung beanspruchen die Gleichwertigkeit der beiderseitigen Gel-
tungsansprüche. 

Eine bundesstaatliche Verfassungsordnung muß aus diesem Grund 
eine Regelung für die Fälle enthalten, i n denen glied- und zentral-
staatliche Normen kollidieren3. Dies w i rd i n aller Regel eine Vorrang-
normierung einer Rechtskategorie sein. Gleichzeitig kommt in einer 
solchen Normenkollisions-Regelung zum Ausdruck, daß die Rechts-
ordnungen der Gliedstaaten der des Zentralstaates grundsätzlich eben-
bürt ig sind, wei l es anderenfalls einer Vorrangregelung nicht be-
dürfte 4. 

1 Vgl. Rudolf,  BVerfG und GG, S. 240 m. w. N. zur Rspr. des BVerfG; 
Stern,  Staatsrecht, Bd. I , S. 11; Herzog,  DÖV 1962, S.81ff . ;  Kölble,  DÖV 
1962, S. 583 ff.  ( in Erwiderung auf Herzog); ders., DÖV 1962, S. 661 ff.;  vgl. 
auch Laband,  Staatsrecht, Bd. I , S. 55 ff.,  94 ff.;  kr i t isch Doehring,  Staats-
recht, S. 114 ff.  — Dazu, daß die Staatlichkeit der Länder durch stetig wach-
sende Bundeskompetenzen so sehr i n Frage gestellt w i rd, daß die verfas-
sungsrechtlich zulässige Grenze (Art. 79 Abs. 3 GG) erreicht sein dürfte,  vgl. 
Jutzi,  JuS 1978, S. 447 ff. m. w. N. Damit w i r d der auch i n anderen Ländern 
zunehmend an A t t rak t i v i tä t gewinnende Föderalismus unnöt ig gefährdet 
(vgl. ζ. B. Herzog,  In terv iew i n der Staatszeitung R - P vom 10.4.1978, der 
den deutschen Föderalismus als den entscheidenden Exportar t ike l bezeich-
net hat ; s. auch Horn,  Legit imation, S. 76 ff. m. w. N.; Deuerlein,  Föderalis-
mus, S. 290 ff. 

2 Dies gi l t insb. auch für die Verfassungsräume des Bundes und der Län-
der. Vgl. BVerfGE 4, 178, 189; 6, 376, 382; 22, 267, 270; Stern,  Staatsrecht, 
Bd. I , S. 11. 

8 Vgl. auch Hensel t HdbDStR, Bd. I I , S. 313 ff. 
4 Vgl. auch Doehl,  AöR, Bd. 51 (1927), S. 39 ff. 


